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Zusammenfassung Der Klimawandel kann auf vielfältige Weise konfliktträchtige
Konstellationen verschärfen. Konkrete Folgen für fragile Staaten und für Militär-
operationen bedürfen auch einer sicherheitspolitischen Bewertung. Deutschland hat
2020 im UN-System eine wichtige Rolle, da es sowohl im Zuge der internationalen
Klimaverhandlungen als auch als nichtständiges Mitglied im UN-Sicherheitsrat die
Debatten über Klimarisiken zusammenführen und für mehr internationales Engage-
ment gegen den Klimawandel werben kann.
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Climate Impacts as a Security Policy Challenge

Abstract Climate change can impact conflicts in diverse ways. Consequences for
fragile states and military operations need more security-related evaluation. Germany
holds a non-permanent seat in the UN Security Council in 2020. Thus, it has a central
role in bringing together climate risk related debates under the UN-Framework
Convention on Climate Change and in the UN Security Council. As a long-standing
diplomatic facilitator it should campaign for more ambitious international climate
policy.
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1 Klimawandel und seine sicherheitspolitische Relevanz

Die politische Aufmerksamkeit für die sicherheitspolitischen Auswirkungen des
Klimawandels scheint kontinuierlich zu steigen. Extreme Wettereinflüsse auf die
Nahrungsmittel- und Wasserversorgung, Landverluste durch den Anstieg des Mee-
resspiegels und systemische Probleme wie wechselnde Niederschlagsmuster und
schmelzende Polkappen zählen zu den Phänomenen, die als Multiplikatoren für be-
stehende oder neue Konflikte gelten. Schon vor zwölf Jahren wurde dieses Potenzial
betont (WBGU 2008). Für die Sicherheitspolitik waren die Klimawandelfolgen je-
doch lange Zeit kein unmittelbarer Risikofaktor, der in militärischen Operationen
eine Rolle spielt. In die strategische Planung hingegen werden die Risiken inzwi-
schen einbezogen, wenn auch mit großen Unterschieden quer über die Akteure
hinweg.

Die Fallstudien zu den konkreten Klimafolgen und die Datenverfügbarkeit über
die Auswirkungen des Klimawandels unter anderem auf die natürliche Umwelt, die
Versorgungssicherheit und auf die Bevölkerung in verschiedenen Teilen der Welt
haben sich in den letzten Jahren exponentiell erhöht. Der Intergovernmental Panel
on Climate Change (IPCC, Weltklimarat) stellte zuletzt in seinem fünften Sach-
standsbericht (IPCC 2014) und im Sonderbericht zum 1,5 °C-Temperaturziel (IPCC
2018) den Forschungsstand zusammen. Im Folgenden wird erläutert, welche durch
den Klimawandel verursachten Risiken als sicherheitspolitisch relevant erscheinen
und was dies für die internationale Politik bedeuten kann, insbesondere für den UN-
Sicherheitsrat, in dem Deutschland 2019 und 2020 einen nichtständigen Sitz innehat.

2 Die Risiken des Klimawandels nehmen zu

Klimaforschung und Klimawandelfolgenabschätzung zeigen, dass die globale Mit-
teltemperatur weiter ansteigen wird und dass Ausmaß und die Häufigkeit extremer
Wetterereignisse zunehmen werden (IPCC 2014). Eine konsequente Emissionsmin-
derung wird diesen Trend aufgrund der natürlichen Trägheit des Klimasystems nur
mit Verzögerung stoppen und umkehren können. Aktuelle Studien, die sich den
Kipppunkten im Erdsystem widmen, kommen zu neuen, bedenklichen Risikoab-
schätzungen (Steffen et al. 2018). Im Erdsystem hängen verschiedene Elemente
voneinander ab. Kommen sie aus dem Gleichgewicht, kann dies nicht nur unum-
kehrbar sein, sondern auch eine Kaskade weiterer negativer Folgen nach sich ziehen.
Die Zirkulation des Golfstroms zum Beispiel wird langsamer, je mehr Süßwasser
von der arktischen Eisplatte abschmilzt. Gleichzeitig reflektiert weniger Eis auch we-
niger Sonneneinstrahlung – damit kommt es zur Beschleunigung der Erwärmung.
Der tauende Permafrost in Sibirien führt ebenfalls zu einem Dominoeffekt, denn
dieser Prozess setzt im gefrorenen Boden gebundenes Methan frei, welches ein um
ein vielfaches stärkeres Treibhausgas ist als Kohlenstoffdioxid (CO2).

Diese Risiken werden, so die neuesten Erkenntnisse (Lenton et al. 2019), nicht
erst bei 2-3°C durchschnittlicher Erderwärmung kritisch ansteigen, sondern bereits
ab 1°C Erwärmung. Und bei diesem Niveau ist der Klimawandel inzwischen an-
gekommen. Der globale Temperaturanstieg wird sich somit nicht allein aufgrund
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von Extremwetterlagen und damit einhergehende Versorgungskrisen und Migrati-
onsströmen als Stressfaktor für fragile Staaten und Regionen auswirken. Mit den
drohenden Kipppunkten werden neue Dimensionen offenbar, deren Potential derzeit
vor allem in der Debatte um die militärische Nutzung der arktischen Seewege und
Ressourcen anklingt.

Betrachtet man die Klimafolgen für einzelne Staaten oder regionale Konfliktla-
gen, lassen sich Abstufungen vornehmen. Direkte Ereignisse sind messbare Ein-
flüsse von Treibhausgasen, zum Beispiel auf die globale Durchschnittstemperatur,
und in deren Folge die Veränderung von Wassersystemen wie Gletscherreservoirs
im Himalaya, in den Alpen oder Anden, Meeresspiegelanstiege in allen Ozeanen
oder die verstärkte Intensität von Tornados und Hurrikanen, welche die Küstenlini-
en und kleine Inselstaaten rund um den Globus treffen können. Zu den extremsten
unmittelbaren Veränderungen gehört der Verlust von Staatsgebieten, den einige tief-
liegende Inselstaaten im Falle eines ungebremsten Klimawandels (sogenannte slow-
onset events) mittel- bis langfristig erwarten. Auf dem globalen Klima-Risiko-Index
2020 (Eckstein et al. 2019) standen in den letzten zehn Jahren Puerto Rico, Myanmar
und Haiti auf den ersten Plätzen, sieben der zehn höchstplatzierten Länder waren
Entwicklungsländer. Für den Index werden durch extreme Naturereignisse ausge-
löste Todesfälle, wirtschaftliche Schäden und Verluste ausgewertet.1 Er zeigt somit
vor allem die Anfälligkeit der Länder für Ereignisse, die zunehmend auch auf den
Klimawandel zurückzuführen sind.

Zu den indirekten Klimawandelfolgen zählt auch eine Verschlechterung der Ver-
sorgungssicherheit, wie beispielsweise der Rückgang der landwirtschaftlichen Pro-
duktivität und der Wegfall von Wasserressourcen. Flucht und Migration sind Er-
eignisse, die diesen nachgelagert sind. Die zeitlichen Dimensionen der Migration
sind hierbei unterschiedlich. Verschwinden die Einkommensquellen und Lebens-
grundlagen auf Dauer, kann die temporäre Migration in eine dauerhafte Vertreibung
innerhalb von Staaten (The World Bank 2018) und über nationale Grenzen hinweg
übergehen.

Als Konfliktmultiplikator wurden die Folgen der Erderwärmung in Einzelfällen
bereits aufgezeigt. Die Kausalität ist immer indirekt und es vergehen teilweise grö-
ßere Zeiträume. Exemplarisch hierfür ist die Studie über die Dürre im Gebiet des
fruchtbaren Halbmonds von 2007 bis 2010, und die Folgen für Syrien (Kelley et
al. 2015). Ausgangspunkt war ein Temperaturanstieg in der Region des östlichen
Mittelmeers, der sich negativ auf die natürliche Variabilität des Wettersystems in
der Region auswirkte. In der Folge kam es zu einer ungewöhnlich lang anhaltenden
Dürre in Syrien, weil die lokalen Veränderungen der Niederschläge mit einer Erwär-
mung der Wassermassen im östlichen Mittelmeer in Verbindung stehen. In Syrien
führte dies zu Ernteeinbrüchen für Landwirte und zu großen Verlusten der Viehzüch-
ter. Viele zogen in die städtischen Zentren, in denen bereits Flüchtlinge aus dem Irak
für einen starken Zustrom gesorgt hatten. In nur acht Jahren kam es zu einem Be-
völkerungszuwachs in den Ballungszentren um 50%. Die sozialen Spannungen und
der Mangel an lokalen Ressourcen, um mit der Lage umzugehen, trugen zu poli-

1 Die Datenbasis ist der NatCatService über Naturkatastrophen der Münchner Rückversicherung, ergänzt
mit Daten zur Bevölkerungsentwicklung und Bruttosozialprodukt des Internationalen Währungsfonds.

K



408 S. Dröge

tischen Unruhen bei. Der Klimawandel war hier ein zusätzlicher Stressfaktor, der
eine bereits aufgeladene soziale und politische Situation verschärft hat. Erkenntnisse
über einen direkten kausalen Zusammenhang zwischen Klimawandel und Konflikt
gibt es aber in so geringer Zahl, dass dieser Frage durch Forschung und Fallstudien
weiter nachgegangen werden muss.

3 Umgang mit den Klimarisiken unter der UNFCCC

Die internationale Klimapolitik wird durch das Regime der UN-Klimarahmenkon-
vention (United Nations Framework Convention on Climate Change, UNFCCC)
(1994) und ihrer Verträge geregelt. Ab 2020 greift das Pariser Klimaabkommen.
Es ist umfassender als sein Vorgänger, das Kyoto Protokoll (1997), denn es schafft
ein internationales Klimaregime mit Regeln zum Klimaschutz, zur Anpassung an
den Klimawandel, zu irreversiblen Verlusten und Schäden, zur finanziellen Unter-
stützung und zum Aufbau von Kapazitäten und Technologietransfer. Es hat viele
Jahre gedauert, ein so umfassendes Regelwerk zu verabschieden. Die UNFCCC
startete 1994 mit dem Ziel, den Ausstoß von Treibhausgasen zu reduzieren. Ein un-
kontrollierbarer Klimawandel wurde nicht antizipiert. Ambitionierter Klimaschutz
sollte verhindern, dass es überhaupt zu dem heute zu beobachtenden Klimawandel
kommt. Die klimapolitischen Bemühungen reichten aber nicht aus. Vielmehr wird
die Lücke zwischen der Notwendigkeit zum Klimaschutz, wie zuletzt im 1,5°C-
Bericht des IPCC dargelegt, und der tatsächlichen Umsetzung beschlossener Maß-
nahmen immer größer.

Die kleinen Inselstaaten (Small Island Developing States, SIDS) und weitere
besonders betroffene Entwicklungsländer sehen sich seit Jahren gezwungen, auch
jenseits der UNFCCC auf die Folgen der Klimaveränderungen hinzuweisen. Ihnen
fehlen sowohl finanzielle als auch institutionelle Kapazitäten, aus eigener Kraft da-
rauf zu reagieren. Seit 2007 fordern die SIDS bereits ein Forum für den regelmäßigen
Austausch über die Gefahren des Klimawandels. Sie betrachten den Sicherheitsrat
als einen geeigneten Ort, an dem die entwickelten Länder, die am meisten zum
Klimawandel beigetragen haben, die Verantwortung für seine Auswirkungen über-
nehmen können (van Schaik et al. 2018).

Auch an weiteren Stellen des UN-Systems werden die Aspekte einer präventi-
ven Klimaanpassungspolitik bereits abgebildet. Aber es besteht großer Bedarf, die
Steuerung und Koordination im UN-System zu verbessern. Auf der Grundlage der
Ziele der nachhaltigen Entwicklung (Sustainable Development Goals, SDGs) und
des Pariser Abkommens gibt es dazu neue Initiativen. Zusammen mit dem Um-
weltprogramm der Vereinten Nationen (United Nations Environment Programme,
UNEP), dem Welternährungsprogramm und anderen regionalen Institutionen wurde
durch das United Nations Development Program (UNDP) 2018 eine SDG-Klima-
Nexus-Fazilität geplant, um mit Investitionshilfen lokale Akteure zu unterstützen
(Khoday und Haddad 2017). Sie sollen damit möglichst viele SDGs umsetzen. Sol-
che Ansätze müssten von den wichtigsten UN-Mitgliedern vermehrt vorangetrieben
werden. Während präventive Projekte die zugrunde liegenden Sicherheitsbedrohun-
gen in Regionen mit schwelenden Spannungen, beispielsweise in Somalia oder Je-
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men, kaum entschärfen werden, tragen sie aber dazu bei, zusätzliche Bedrohungen
durch Klimaauswirkungen zu vermeiden (Rudloff und Weber 2017).

4 Klimawandel als Bedrohung für die internationale Sicherheit?

Eine Einordnung von Klimafolgen als Bedrohungen für die menschliche Sicherheit
und für die internationale Sicherheitslage haben die SIDS sehr früh vorgenommen.
Bereits in den 1990er Jahren wiesen sie auf die bedrohlichen Klimarisiken hin.
Sie fordern ein klimapolitisches Engagement des UN-Sicherheitsrats. In ihrem Fall
erhöhen der langsame Meeresspiegelanstieg und die steigende Frequenz extremer
Stürme den Handlungsdruck. Vertreter der Inselstaaten wie Nauru formulieren, dass
der Klimawandel für sie wie eine „invading army“ sei (Moses, zit. n. Wettengel 2018;
Associate Press 2010). Sie sehen sich in ihrer menschlichen Sicherheit bedroht.

Dieser Sichtweise gegenüber steht das ursprüngliche Mandat des UN-Sicherheits-
rats. Der Sicherheitsrat befasst sich mit akuten Sicherheitskrisen und kann beschlie-
ßen, auch unter Gebrauch militärischer Gewalt, in Konflikte einzugreifen. Präven-
tivmaßnahmen sind nicht im Mandat enthalten, laut Artikel 24 der UN-Charta ist er
aber für die Aufrechterhaltung von Frieden und Sicherheit zuständig (Penny 2018).
Das Mandat ist stetig im Wandel, und das Konzept der menschlichen Sicherheit hat
inzwischen auch zu einem erweiterten Sicherheitsbegriff geführt. Bei der mensch-
lichen Sicherheit steht das Individuum im Mittelpunkt der Sicherheitspolitik, nicht
allein der Staat. Damit wird der Tatsache Rechnung getragen, dass es Situationen
gibt, in denen das Interesse an staatlicher Souveränität hinter die Schutzinteressen
von Individuen zurückgestellt werden sollte.2

Da bedrohliche Situationen zum Teil erst über lange Zeiträume entstehen können,
spielt die Prävention der Klimafolgen eine große Rolle in den Debatten, die in den
letzten Jahren im Sicherheitsrat geführt wurden. Ohne direkte Kausalzusammen-
hänge ist es schwierig, eine akute Sicherheitsbedrohung zu identifizieren und daraus
unmittelbare Aktivitäten abzuleiten. Bis dato hat der Sicherheitsrat die Folgen des
Klimawandels nicht explizit als „Bedrohung des Weltfriedens und der internationa-
len Sicherheit“ eingestuft, welches die Voraussetzung ist, damit die Durchsetzungs-
mechanismen aus Kapitel VII der UN-Charta zum Einsatz kommen, welche auch
nicht-militärische Maßnahmen, beispielsweise Sanktionen, umfassen können (Penny
2018).

Allerdings wurden in einigen Sicherheitsrats-Resolutionen zu akuten Konflikten
inzwischen Hinweise auf die Rolle des Klimawandels aufgenommen, ebenso wie
Verweise auf die Notwendigkeit von Risikobewertungen. Zu den Beispielen gehören
die Tschad-See-Resolution 2017 (UNSC 2017) und die erneuerte Resolution zur
Darfur-Krise (UNSC 2018).

2 Daraus hervorgegangen ist die „Responsibility to Protect“. Dieses Prinzip der Schutzverantwortung von
Staaten greift in die staatliche Souveränität ein, indem es vorsieht, dass ein Land in einem Land interve-
nieren kann, wenn dieser Staat und der UN-Sicherheitsrat nicht in der Lage sind, eine extreme humanitäre
Katastrophe zu stoppen (Ku 2018, S. 175).
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5 Klimadebatten im Sicherheitsrat mit steigender Frequenz

Die nichtständigen Mitglieder im UN-Sicherheitsrat haben in den letzten drei Jahren
einmal jährlich Debatten zu Klimawandelrisiken durchgeführt. Den Auftakt machte
Großbritannien 2007 als ständiges Mitglied (UNSC 2007). 2011 hat Deutschland
dann während seines damaligen nichtständigen Sitzes klimabedingte Sicherheitsri-
siken auf die Tagesordnung gesetzt und diese Debatte endete mit einer Erklärung
(presidential statement) des Vorsitzes des Sicherheitsrates (UNSC 2011). In dieser
wird unterstrichen, dass die negativen Auswirkungen des Klimawandels auf lange
Sicht einzelne bestehende Bedrohungen für den internationalen Frieden und die in-
ternationale Sicherheit verschärfen können. Weitere Debatten folgten, 2017, 2018
und 2019 nahmen die Niederlande, Schweden und die Dominikanische Republik
das Thema in offenen Debatten auf, an denen alle UN-Mitgliedsstaaten teilnahmen
(Werrell und Femia 2019; Benson Wahlén 2019). 2020 möchte die Bundesregierung
eine weitere offene Debatte durchführen und dabei möglichst weitergehende Be-
schlüsse zum Umgang mit Klimawandelrisiken, ggf. in einer bestimmten regionalen
Konfliktsituation, und zur Verbesserung der Informationsversorgung im Sicherheits-
rat erreichen.

Allerdings ist es nicht im Interesse aller Sicherheitsratsmitglieder, tiefer in das
Thema einzusteigen. Explizit dagegen ist zum Beispiel Russland. Die Vertreter Russ-
lands betonen seit Jahren, dass klimapolitische Fragen in die Verhandlungen unter
der UNFCCC gehören, nicht in den Sicherheitsrat. China äußerte sich immer wieder
skeptisch und betonte zuletzt (2019), dass insgesamt eine kooperative Lösung für den
Klimaschutz gesucht werden müsse – also ebenfalls die UNFCCC zuständig sei. Seit
dem Amtsantritt von US-Präsident Donald Trump ist auch die US-Regierung nicht
interessiert an einer erweiterten Debatte. In Detailfragen signalisierte der US-Ver-
treter in 2019 durchaus Kooperationsbereitschaft – nämlich bei der Verbesserung im
Umgang mit Naturkatastrophen (United States Mission to the United Nations 2019).
Da die Trump-Administration aber sämtliche klimapolitischen Vorstöße der Vorgän-
gerregierung unter US-Präsident Barack Obama rückgängig gemacht hat und sich
systematisch aus der internationalen Zusammenarbeit zurückzieht, darf hier kein
klareres Bekenntnis dazu erwartet werden. Es wäre durchaus naheliegend, dass die
für die US-Militäroperationen spürbaren Klimawandelfolgen – vor allem in Alaska
und der Arktis – Anlass für eine aktivere Rolle in dieser Debatte wären. Aber auch
im Arktischen Rat hat es das US-Außenministerium strikt abgelehnt, Klimawandel-
folgen in der Abschlusserklärung zu berücksichtigen (tagesschau 2019).

Bei der letzten Debatte im Januar 2019, unter dem Vorsitz der Dominikanischen
Republik, ließen sich drei Gruppen im UN-Sicherheitsrat unterscheiden. Äquatorial-
guinea, Äthiopien, Côte-d’Ivoire, Frankreich, die Niederlande, Polen, Schweden und
das Vereinigte Königreich unterstützten die Auseinandersetzung des Sicherheitsrats
mit dem Klimawandel. China, Kuwait, Peru, der Sudan und die Vereinigten Staa-
ten waren an der Debatte zumindest interessiert; Bolivien und Russland standen ihr
ausgesprochen kritisch gegenüber (UNSC 2019).

Die wichtigsten Entscheider sind die fünf ständigen Mitglieder (USA, Russland,
China, Großbritannien, Frankreich). Da sie über ein Vetorecht verfügen, müsste es
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gelingen, dass sie sich bei Abstimmungen über weitere Beschlüsse zum Thema
enthalten. Legt eine der fünf ein Veto ein, gilt eine Abstimmung als gescheitert.

2020 werden Estland, Saint Vincent und die Grenadinen, Tunesien, Niger und
Vietnam zwei Jahre einen nichtständigen Sitz haben. Polen, Peru, Côte d ́Ivoire,
Äquatorialguinea und Kuwait verlassen den Sicherheitsrat Ende 2019.

6 Herausforderungen für die Politik

Um die Auswirkungen des Klimawandels bewältigen zu können, müssen politi-
sche Entscheidungen getroffen werden, die künftige Ereignisse antizipieren. Auch
nationale Regierungen und militärische Bündnisse wie die NATO, die den Klima-
wandelrisiken begegnen wollen, stehen vor der Herausforderung, dass das Eintreten
der sicherheitspolitisch relevanten Folgen des Klimawandels davon abhängt, welche
Faktoren zu welchem Zeitpunkt aufeinandertreffen. Die Unsicherheiten sind groß,
klassische Konfliktursachen – wie zum Beispiel die sozioökonomischen Faktoren,
ethnische Konflikte und instabile Regierungen – können durch Klimafolgen ver-
schärft werden. Aber dies führt nicht unausweichlich zum Ausbruch von Gewalt.
Gerade über die Frage, wann es nicht zu gewalttätigen Situationen kommt, gibt es
wenig Wissen.

Die institutionellen Kapazitäten sind neben der Unsicherheit eine weitere Heraus-
forderung für den Umgang mit den Sicherheitsfolgen des Klimawandels. Präventive
Maßnahmen oder gar ein präventives militärisches Eingreifen sowohl national als
auch international stellen hohe Anforderungen an eine vertrauensvolle internatio-
nale Zusammenarbeit. Prävention setzt starke und effektive Institutionen voraus. In
vielen Ländern, in denen bereits heute der Klimawandel spürbar wird, ist eine sol-
che Situation kaum oder gar nicht vorhanden, beispielsweise in den Ländern der
Tschad-See-Region. Die Ängste vieler Staaten, die in den Sicherheitsratsdebatten
vor einer Versicherheitlichung des Themas Klimawandel deutlich werden, rühren
aus der Vermutung, dass in ihre Souveränität eingegriffen werden könnte. Es geht
also darum, wie überhaupt ein verteidigungspolitisches und militärisches Interesse
formuliert werden kann, das Interventionen rechtfertigt, die der Prävention kritischer
Versorgungslagen dienen sollen. Um Bevölkerungen in besonders vom Klimawandel
betroffenen Gebieten zu unterstützen, kommt oft nur die internationale und regio-
nale Zusammenarbeit für die Mobilisierung von Ressourcen infrage. Nach wie vor
ist für internationale Akteure eine ex post humanitäre Hilfe leichter zu legitimieren
als ex ante Interventionen. Dies gilt auch für die Europäische Union, die NATO
und Deutschland. Bisher haben diese Akteure noch großen analytischen Bedarf,
um Risiken dauerhaft einzuordnen und Konsequenzen für die operativen Aufgaben
abzuleiten.

Anders gelagert sind die Fragen, ob militärische Einrichtungen sich auf Klima-
folgen im Inland und bei Auslandseinsätzen besser vorbereiten können. Dies fällt
in den Bereich nationaler strategischer Planungen. Das in einer US-Studie 2007
(Center for Naval Analyses 2007) erstmals erläuterte nationale Interesse an den
Klimarisiken wurde von der Obama-Regierung nach deren Amtsantritt 2009 weiter
untersucht, und das Pentagon führt seither regelmäßige Risikobewertungen für ope-
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rationale Zwecke durch (Conger 2018). US-Militäroperationen und -basen stehen
zunehmend extremen Witterungsbedingungen gegenüber, die sicherheitsstrategische
Folgen haben können. Basierend auf einem Bericht des Ministeriums von 2015 über
klimabedingte Risiken kündigte das Pentagon an, dass es die Klimaauswirkungen
in seine Planungszyklen integrieren und Schwachstellenanalysen durchführen wer-
de (US Department of Defence 2015). Hochrangige Verteidigungsexperten in der
derzeitigen Regierung setzen diesen pragmatischen Ansatz fort. Präsident Trump
unterzeichnete den National Defense Authorization Act 2019 im August 2018, der
Fokus richtet sich nun stärker auf Militäranlagen in der Arktis (Conger 2018).

In Europa wird die Vorsorge für und Vorbereitung auf klimabedingte Risiken
anders gehandhabt als in den USA. Der Solana/Ferrero-Waldner-Bericht von 2008
enthält kaum Hinweis auf ein militärisches Interesse, sondern vertritt eher die Auf-
fassung, dass die Risiken in der außereuropäischen Region zunehmen und die Au-
ßenbeziehungen und die Entwicklungspolitik der EU beeinträchtigen würden. Der
Europäische Rat hatte daher der Zusammenarbeit mit Drittländern und -regionen
beim Umgang mit Auswirkungen des Klimawandels und der internationalen Sicher-
heitspolitik Vorrang eingeräumt.

Zehn Jahre später hat sich der Ansatz der EU kaum verändert. Die Agenda
des EU-Außenministerrats verfolgt einen ganzheitlichen Ansatz und integriert das
Thema Klimawandel und Sicherheit in das Mandat des Europäischen Auswärti-
gen Dienstes (EAD). Im Juni 2018 legte die Hohe Vertreterin der EU für Außen-
und Sicherheitspolitik, Federica Mogherini, drei politische Prioritäten der EU dar:
Klimaschutz als beste Möglichkeit, Konflikte zu vermeiden, Klimadiplomatie, um
die Risiken gemeinsam mit Partnern anzugehen, und Investitionen in Technologien
wie Satellitensysteme zur verbesserten Information für Länder über die Wetter-
auswirkungen (EEAS 2018). Zu den größten Problemen der EU gehört, dass der
Klimawandel immer mehr Menschen zur Migration zwingen wird. Mit der neuen
Europäischen Kommission unter der Präsidentin Ursula von der Leyen soll mit ei-
nem „Green Deal“ eine ehrgeizigere und über verschiedene Politikfelder integrierte
Klimapolitik konzipiert werden (von der Leyen 2019). Dazu wird auch gehören
müssen, den EAD entsprechend mit Personal und Mitteln auszustatten, um eine
umfassende Klimaaußenpolitik zu ermöglichen.

Die Skepsis, Klimarisiken als Angelegenheit für die nationale Sicherheitspolitik
zu definieren, wird auch von der deutschen Regierung geteilt. Das Weißbuch zur
deutschen Sicherheitspolitik 2016 erkennt den Klimawandel als Phänomen an, lie-
fert aber keine tieferen Analysen oder Aussagen zur Rolle der künftigen deutschen
Verteidigungspolitik (Bundesministerium der Verteidigung 2016). Obwohl sich der
Bericht auf die Frühwarnung vor bevorstehenden Krisen konzentriert, enthält er
keine weiteren strategischen Vorschläge, sondern verweist bezüglich der durch Kli-
mawandel erhöhten Risikoanfälligkeit auf internationale Foren und Organisationen,
beispielsweise die G7, die UN und die EU.
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7 Deutschland im UN-Sicherheitsrat 2020

Der nichtständige Sitz im Sicherheitsrat gibt der Bundesregierung die Möglichkeit,
die Glaubwürdigkeit des UN-Prozesses insgesamt zu stärken. Dazu müssten die
seit 2011 im Rahmen des UN-Sicherheitsrates weiterentwickelten Debatten und
Initiativen konsolidiert werden. Jeder Vorschlag zum Umgang mit länderspezifischen
Klimarisiken müsste allerdings mit den divergierenden Interessen der fünf ständigen
Mitglieder in den konfliktträchtigen Regionen, zum Beispiel in Afrika, in Einklang
gebracht werden.

Deutschland hat zusammen mit Nauru bereits ein wichtiges Forum für einen of-
fenen Dialog geschaffen. Am 1. August 2018 wurde die Freundesgruppe (Group of
Friends) für Klima und Sicherheit eingerichtet (United Nations Deputy Secretary-
General 2018). Die Gruppe setzt sich aus UN-Mitgliedsstaaten zusammen, von de-
nen die meisten gefährdete Inselstaaten und andere Entwicklungsländer sind. Sie ist
ein wichtiges diplomatisches Mittel, um die Debatte in New York zu intensivieren
und zu fokussieren und Ideen auszuloten, wie klimabezogene Themen in den UN-
Sicherheitsrat eingebracht, kritische Mitglieder einbezogen und das Verständnis der
Klimarisiken vertieft und erweitert werden können.

Von der Bundesregierung wird erwartet, dass sie als Vermittlerin im UN-System
und in anderen Foren wie der G7 auftritt. Allerdings wird es kaum möglich sein,
mit den USA, die 2020 der G7 vorsitzen, über Klimapolitik ins Gespräch zu kom-
men. Hingegen sind die deutsche Entwicklungspolitik, die Unterstützung wichtiger
UN-Institutionen wie des Entwicklungsprogramms (UNDP), des Umweltprogramms
(UNEP), und der Sekretariate sowie die Zusammenarbeit mit der neu aufgestellten
EU-Kommission wichtige Bausteine für die Einbettung des deutschen Engagements,
beispielsweise in eine gestärkte EU-Klimaaußenpolitik.

Für die SIDS und andere anfällige, ärmere Länder sind die UN-Prozesse eng mit-
einander verflochten, und für sie ist Konsistenz in der deutschen und europäischen
Klimapolitik unerlässlich. Je weniger in den fortlaufenden Klimaverhandlungen un-
ter der UNFCCC für die Umsetzung des Pariser Abkommens erreicht wird, desto
mehr Forderungen wird es von Entwicklungsländern und den Akteuren aus der Zi-
vilgesellschaft geben, auf die Folgen des Klimawandels über den UN-Sicherheitsrat
aufmerksam zu machen. 2020 sollen bei der 26. Vertragsstaatenkonferenz (Confe-
rence of the Parties, COP26) in Glasgow von den Vertragsparteien mehr Klimaschutz
(Nationally Determined Contributions, NDCs), langfristige Klimapläne bis 2050 und
auch mehr Finanzmittel bereitgestellt werden. Der Umgang mit Verlusten und Schä-
den aus dem Klimawandel wird dann erneut auf der Agenda stehen – die SIDS und
weitere Staaten fordern mehr Engagement der Verursacher des Klimawandels und
Hilfen beim Umgang mit künftigen Versorgungskrisen, wirtschaftlicher Anpassung
und Umsiedlungsplänen. Insbesondere die effektive Umsetzung der SDGs ist ein
Baustein zur Verbesserung der Krisenresilienz in fragilen Staaten.

Auch sollte Deutschland einen Beitrag dazu leisten, dass sich der UN-Sicherheits-
rat systematischer auf die Folgen künftiger Klimarisiken vorbereitet. Eine Stärkung
der sichtbaren Verbindung zwischen den mit präventiver Politik befassten UN-Insti-
tutionen könnte dazu beitragen, einige der von den vulnerablen Staaten an den UN-
Sicherheitsrat gestellten Forderungen abzuschwächen. Für die strategische Planung
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der Entwicklungshilfe auf UN-Ebene soll zum Beispiel eine innovativere Voraus-
schau entwickelt und angewendet werden.

Nach wie vor gibt es Bedarf, die Klimaauswirkungen auf das Erdsystem (z.B.
Ozeane, Wälder und Wüsten) und seine Dynamiken in bestimmten Regionen weiter
zu erforschen. Zudem muss dieses Wissen den Betroffenen zur Verfügung gestellt
werden. Die Konzeption von Frühwarnungen für politische Entscheidungsträger,
die Krisen verhindern wollen, sowie Metastudien über Risikokonstellationen in be-
stimmten Regionen können das Verständnis verbessern, wo massive Konflikte zu er-
warten sind. Deutschland sollte diese Expertise weiter fördern und für die Debatten
über die Klimafolgen zugänglich machen, auch über die Dauer des nichtständigen
Sitzes hinaus.

Das UN-System steht unter finanziellem Druck und langjährige Reformbemü-
hungen kommen kaum voran. Das Interesse an der Schaffung neuer Posten und
institutionellen Lösungen ist gering. Wenn die Bundesregierung anstreben sollte,
auf eine Resolution des Sicherheitsrates oder eine weitere offizielle Erklärung zu
Klimarisiken zu drängen, könnte dies also davon gebremst werden. Aber Deutsch-
land ist eines der wenigen Länder, die überhaupt etwas bewegen können. Mit Blick
auf das gesamte UN-System sollte sich die Bundesregierung um eine präventive
Politik bemühen. Dies würde den Druck auf die kritischen Mitglieder des UN-Si-
cherheitsrates aufrechterhalten, sich der klimapolitischen Belange anzunehmen. Ob
das Ergebnis der zweijährigen Amtszeit Deutschlands den erhobenen Ambitionen
nahekommt, wird von der politischen Gesamtsituation im UN-Sicherheitsrat zu dem
Zeitpunkt abhängen, an dem eine Debatte zu Klimawandel und Sicherheit durch-
geführt wird. Dafür spielen auch die im Vorfeld investierten diplomatischen Mittel
eine Rolle (Dröge 2018). Nicht zuletzt kann Deutschland in Zeiten des geschwächten
Multilateralismus auf seinen guten Ruf als verlässlicher Partner bauen.
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